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UNO Organisation der Vereinten Nationen
NGO Nichtregierungsorganisation
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten

ONU Organisation des Nations unies
ONG Organisation non gouvernementale
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Am 9. Juni 2022, elf Jahre nach Ankündigung ihrer Kandidatur für den UNO-
Sicherheitsrat, wurde die Schweiz mit einer überwältigenden Mehrheit von 187 von 190
Stimmen als nichtständiges Mitglied in das oberste UNO-Gremium gewählt. Das
zweijährige Mandat der Schweiz endet im Dezember 2024. Die Wahl kam nicht wirklich
überraschend, waren die Schweiz und Malta doch die einzigen beiden Länder, die sich
für die beiden Sitze der westeuropäischen Staatengruppe beworben hatten. Das EDA
kündigte an, dass man sich während des zweijährigen Mandats für Frieden und
Sicherheit einsetzen, die Schweiz als neutrales Land positionieren, Brücken bauen, und
die Wahrung der eigenen Interessen stärken werde. Das Mandat des Sicherheitsrats –
nämlich die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit – decke sich
mit dem aussenpolitischen Kernauftrag der Schweiz, so das EDA. Zudem habe man mit
der erfolgreichen Wahl ein wichtiges Ziel der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023
im Bereich Frieden und Sicherheit erfüllt. Die Schweiz setzte für ihr Mandat vier
Prioritäten: die Förderung nachhaltigen Friedens; den Schutz der Zivilbevölkerung; die
Schaffung von Klimasicherheit und die Stärkung der Effizienz des Sicherheitsrats. Man
werde hierzu im Sommer 2022 auch die beiden Aussenpolitischen Kommissionen
konsultieren. 
Viele Staaten hatten das geplante Engagement der Schweiz begrüsst. So hatte der
italienische Aussenminister di Maio Anfang Mai 2022 bei einem bilateralen Treffen der
Schweiz die Unterstützung Italiens zugesagt. Im Inland hatte die Kandidatur während
des letzten Jahrzehnts und insbesondere seit dem Ausbruch des Kriegs in der Ukraine
und dem Aufflammen der Diskussionen über die Schweizer Neutralität aber für einigen
Dissens gesorgt. Während der Bundesrat sich überzeugt gezeigt hatte, dass ein Sitz die
Schweizer Aussenpolitik stärken würde, befürchteten ehemalige Diplomaten negative
Konsequenzen für die Neutralität und die Guten Dienste, wie 24heures berichtete. Vor
allem die SVP hatte öffentlich immer wieder kritisiert, dass die Schweiz an
Glaubwürdigkeit verlieren würde, wenn sie sich an Sicherheitsratsentscheidungen zu
kriegerischen Auseinandersetzungen beteilige. SVP-Präsident Chiesa bezeichnete die
Schweiz nach der erfolgreichen Wahl in La Liberté nicht mehr als «élément de la
solution», sondern als «acteur du conflit». Der Bundesrat entgegnete diesen
Vorwürfen, dass die Schweiz auch als Sicherheitsratsmitglied das Neutralitätsrecht
wahren könne, das hätten neutrale Staaten wie Österreich oder Irland in der
Vergangenheit bewiesen. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.06.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mitte November 2022 kündigte das EDA eine Reise von Bundespräsident Cassis nach
Malta mit einer anschliessenden Teilnahme am Frankophoniegipfel in Djerba an. Am 18.
November traf sich Bundespräsident Cassis mit dem maltesischen Aussenminister Ian
Borg, um sich mit ihm über die bilateralen Beziehungen und die nichtständigen Sitze
der beiden Länder im UNO-Sicherheitsrat zu unterhalten. Die beiden Kleinstaaten
hatten sich zum Ziel gesetzt, gemeinsam für die Eindämmung der Folgen des
Klimawandels als Konfliktursache und für die Förderung der Rolle der Frauen als
Friedensakteurinnen zu kämpfen. Darüber hinaus wurde die Zusammenarbeit im
digitalen Bereich gewürdigt. Die beiden Staaten hatten 2002 die DiploFoundation
gegründet, eine NGO in Genf, die kleine und mittlere Staaten im Bereich der digitalen
Diplomatie unterstützt. Anlässlich des 20-jährigen Jubiläums nahm Cassis am Summit
on Digital Diplomacy and Governance teil. Am Rande des Treffens unterzeichneten die
beiden Parteien das bilaterale Abkommen zur Umsetzung des zweiten Schweizer
Beitrags an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten. 

Am Frankophoniegipfel im tunesischen Djerba nahmen rund 30 Staats- und
Regierungschefinnen und -chefs teil. Hauptthema des Gipfels war die Digitalisierung
und die Vielfalt des frankophonen Raums. Cassis betonte in seiner Rede die Bedeutung
neuer Technologien bei der Verbesserung öffentlicher Dienstleistungen und der
Lebensbedingungen armer Menschen. Die Frankophonie – die Gesamtheit der
französischsprachigen Länder – könne mithilfe der Digitalisierung einen wichtigen
Beitrag zur Umsetzung der Ziele der Agenda 2030 leisten, führte Cassis aus. Wie schon
beim Staatsbesuch in Malta, wurde über die Stärkung der Rolle von Frauen und
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Jugendlichen in Friedens- und Entwicklungsprozessen gesprochen. Bundespräsident
Cassis ging dabei vor allem auf deren Eingliederung durch Bildung und Beschäftigung
ein und erwähnte diesbezüglich die Expertise der Schweiz in den Bereichen Bildung
und Berufsbildung, die diese auch in der internationalen Zusammenarbeit einbringe.
Der Bundespräsident warb an dem Anlass auch für das internationale Genf,
insbesondere dessen Vorreiterrolle im Bereich der digitalen Gouvernanz. 2

1) Medienmitteilung EDA vom 9.6.22; SoZ, 1.5.22; 24H, Lib, 9.5.22; Lib, 9.6.22; CdT, Lib, 10.6.22
2) Medienmitteilung EDA vom 15.11.22; Medienmitteilung EDA vom 18.11.22; Medienmitteilung EDA vom 20.11.22
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